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Erster Teil Internationale Verflechtungen

 

§ 1 Berichtigung von Einkünften

(1) 1Werden Einkünfte eines Steuerpflichtigen aus einer Geschäftsbeziehung zum Ausland mit einer ihm
nahestehenden Person dadurch gemindert, dass er seiner Einkünfteermittlung andere Bedingungen,
insbesondere Preise (Verrechnungspreise), zugrunde legt, als sie voneinander unabhängige Dritte un-
ter gleichen oder vergleichbaren Verhältnissen vereinbart hätten (Fremdvergleichsgrundsatz), sind sei-
ne Einkünfte unbeschadet anderer Vorschriften so anzusetzen, wie sie unter den zwischen voneinander
unabhängigen Dritten vereinbarten Bedingungen angefallen wären. 2Steuerpflichtiger im Sinne dieser
Vorschrift sowie im Sinne des § 1a ist auch eine Personengesellschaft oder eine Mitunternehmerschaft;
eine Personengesellschaft oder Mitunternehmerschaft ist selbst nahestehende Person, wenn sie die Vor-
aussetzungen des Absatzes 2 erfüllt. 3Für die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes ist davon
auszugehen, dass die voneinander unabhängigen Dritten alle wesentlichen Umstände der Geschäftsbe-
ziehung kennen und nach den Grundsätzen ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsleiter handeln.
4Führt die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes zu weitergehenden Berichtigungen als die an-
deren Vorschriften, sind die weitergehenden Berichtigungen neben den Rechtsfolgen der anderen Vor-
schriften durchzuführen.

(2) 1Dem Steuerpflichtigen ist eine Person nahestehend, wenn

1. die Person
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a) an dem Steuerpflichtigen oder der Steuerpflichtige an dieser Person mindestens zu
einem Viertel unmittelbar oder mittelbar an dem gezeichneten Kapital, den Mitglied-
schaftsrechten, den Beteiligungsrechten, den Stimmrechten oder dem Gesellschaftsver-
mögen beteiligt (wesentlich beteiligt) ist oder
 

b) gegenüber dem Steuerpflichtigen oder der Steuerpflichtige gegenüber dieser Person An-
spruch auf mindestens ein Viertel des Gewinns oder des Liquidationserlöses hat; oder
 

 

2. die Person auf den Steuerpflichtigen oder der Steuerpflichtige auf diese Person unmittelbar oder
mittelbar beherrschenden Einfluss ausüben kann; oder
 

3. eine dritte Person

a) sowohl an der Person als auch an dem Steuerpflichtigen wesentlich beteiligt ist,
 

b) sowohl gegenüber der Person als auch gegenüber dem Steuerpflichtigen Anspruch auf
mindestens ein Viertel des Gewinns oder des Liquidationserlöses hat oder
 

c) auf die Person als auch auf den Steuerpflichtigen unmittelbar oder mittelbar beherr-
schenden Einfluss ausüben kann; oder
 

 

4. die Person oder der Steuerpflichtige imstande ist, bei der Vereinbarung der Bedingungen ei-
ner Geschäftsbeziehung auf den Steuerpflichtigen oder die Person einen außerhalb dieser Ge-
schäftsbeziehung begründeten Einfluss auszuüben oder wenn einer von ihnen ein eigenes Inter-
esse an der Erzielung der Einkünfte des anderen hat.
 

2Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a bis c gilt auch, soweit im Verhältnis der dritten Person zu der Person und
dem Steuerpflichtigen jeweils eines der in Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a bis c genannten Merkmale er-
füllt ist.

(3) 1Für die Bestimmung der dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechenden Verrechnungspreise
(Fremdvergleichspreise) für eine Geschäftsbeziehung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 sind die tatsächli-
chen Verhältnisse maßgebend, die dem jeweiligen Geschäftsvorfall zugrunde liegen. 2Insbesondere ist
zu berücksichtigen, von welcher an dem Geschäftsvorfall beteiligten Person welche Funktionen in Bezug
auf den jeweiligen Geschäftsvorfall ausgeübt, welche Risiken diesbezüglich jeweils übernommen und
welche Vermögenswerte hierfür eingesetzt werden (Funktions- und Risikoanalyse). 3Die Verhältnisse
im Sinne der Sätze 1 und 2 bilden den Maßstab für die Feststellung der Vergleichbarkeit des zu unter-
suchenden Geschäftsvorfalls mit Geschäftsvorfällen zwischen voneinander unabhängigen Dritten (Ver-
gleichbarkeitsanalyse); die diesen Geschäftsvorfällen zugrunde liegenden Verhältnisse sind in entspre-
chender Anwendung der Sätze 1 und 2 maßgebend, soweit dies möglich ist. 4Abzustellen ist auf die Ver-
hältnisse zum Zeitpunkt der Vereinbarung des Geschäftsvorfalls. 5Der Fremdvergleichspreis ist grund-
sätzlich nach der im Hinblick auf die Vergleichbarkeitsanalyse und die Verfügbarkeit von Werten zu ver-
gleichbaren Geschäftsvorfällen voneinander unabhängiger Dritter am besten geeigneten Verrechnungs-
preismethode zu bestimmen. 6Unterschiede zwischen den Verhältnissen der zum Vergleich herangezo-
genen Geschäftsvorfälle zwischen voneinander unabhängigen Dritten und den dem zu untersuchenden
Geschäftsvorfall zugrunde liegenden Verhältnissen, die die Anwendung der Verrechnungspreismetho-
de beeinflussen können, sind durch sachgerechte Anpassungen zu beseitigen, sofern dies möglich ist;
dies gilt nur, wenn dadurch die Vergleichbarkeit erhöht wird. 7Können keine Vergleichswerte festgestellt
werden, ist für die Bestimmung des Fremdvergleichspreises ein hypothetischer Fremdvergleich unter
Beachtung des Absatzes 1 Satz 3 aus Sicht des Leistenden und des jeweiligen Leistungsempfängers an-
hand ökonomisch anerkannter Bewertungsmethoden durchzuführen.

(3a) 1Die Anwendung des Fremdvergleichsgrundsatzes führt regelmäßig zu einer Bandbreite von Wer-
ten. 2Diese Bandbreite ist einzuengen, wenn nach Anwendung von Absatz 3 Satz 6 Unterschiede in der
Vergleichbarkeit verbleiben. 3Bieten diese Werte selbst keine Anhaltspunkte für eine bestimmte Ein-
engung, so bleiben aus dieser Bandbreite das Viertel der kleinsten und das Viertel der größten Wer-
te unberücksichtigt. 4Liegt der vom Steuerpflichtigen für seine Einkünfteermittlung verwendete Wert
außerhalb der Bandbreite gemäß Satz 1 oder der eingeengten Bandbreite, ist der Median maßgeblich,
wenn der Steuerpflichtige nicht glaubhaft macht, dass ein anderer Wert innerhalb der Bandbreite dem
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Fremdvergleichsgrundsatz besser entspricht. 5Bei der Anwendung des hypothetischen Fremdvergleichs
nach Absatz 3 Satz 7 ergibt sich regelmäßig aus dem Mindestpreis des Leistenden und dem Höchstpreis
des Leistungsempfängers ein Einigungsbereich. 6In den Fällen des Satzes 5 ist der Mittelwert des Eini-
gungsbereichs zugrunde zu legen, wenn der Steuerpflichtige nicht glaubhaft macht, dass ein anderer
Wert innerhalb des Einigungsbereichs dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht.

(3b) 1Wird eine Funktion einschließlich der dazugehörigen Chancen und Risiken sowie der mitübertra-
genen oder mitüberlassenen Wirtschaftsgüter oder sonstigen Vorteile verlagert und ist auf die verlager-
te Funktion Absatz 3 Satz 7 anzuwenden, weil für die Verlagerung der Funktion als Ganzes (Transferpa-
ket) keine Vergleichsdaten festgestellt werden können, ist der Einigungsbereich auf der Grundlage des
Transferpakets zu bestimmen. 2Hiervon kann abgesehen werden, wenn der Steuerpflichtige glaubhaft
macht, dass weder wesentliche immaterielle Wirtschaftsgüter noch sonstige Vorteile Gegenstand der
Funktionsverlagerung waren. 3Dies gilt dann, wenn das übernehmende Unternehmen die übergehen-
de Funktion ausschließlich gegenüber dem verlagernden Unternehmen ausübt und das Entgelt, das für
die Ausübung der Funktion und die Erbringung der entsprechenden Leistungen anzusetzen ist, nach der
Kostenaufschlagsmethode zu ermitteln ist.

(3c) 1Die Übertragung oder Überlassung zur Nutzung eines immateriellen Werts ist zu vergüten, wenn
diese auf der Grundlage einer Geschäftsbeziehung im Sinne des Absatzes 4 erfolgt und hiermit eine fi-
nanzielle Auswirkung für den Übernehmer, den Nutzenden, den Übertragenden oder den Überlassenden
verbunden ist. 2Immaterielle Werte sind Vermögenswerte,

1. die weder materielle Wirtschaftsgüter oder Beteiligungen noch Finanzanlagen sind,
 

2. die Gegenstand eines Geschäftsvorfalls sein können, ohne einzeln übertragbar sein zu müssen,
und
 

3. die einer Person eine tatsächliche oder rechtliche Position über diesen Vermögenswert vermit-
teln können.
 

3Die Feststellung des Eigentums oder der Inhaberschaft an einem immateriellen Wert, einschließlich aus
einem solchen abgeleiteter Rechte, ist Ausgangspunkt für die Bestimmung, welchem an dem Geschäfts-
vorfall beteiligten Unternehmen der Ertrag zusteht, der sich aus jedweder Art der Verwertung dieses im-
materiellen Werts ergibt. 4Soweit eine dem Eigentümer oder dem Inhaber des immateriellen Werts na-
hestehende Person Funktionen im Zusammenhang mit der Entwicklung oder Erschaffung, der Verbesse-
rung, dem Erhalt, dem Schutz oder jedweder Art der Verwertung des immateriellen Werts ausübt, hierzu
Vermögenswerte einsetzt und Risiken übernimmt, sind diese Funktionen vom Eigentümer oder Inhaber
der nahestehenden Person angemessen zu vergüten. 5Die Finanzierung der Entwicklung oder Erschaf-
fung, des Erhalts oder des Schutzes eines immateriellen Werts ist angemessen zu vergüten und berech-
tigt nicht zum Ertrag aus dem finanzierten immateriellen Wert.

(3d) Es entspricht nicht dem Fremdvergleichsgrundsatz, wenn ein aus einer grenzüberschreitenden Fi-
nanzierungsbeziehung innerhalb einer multinationalen Unternehmensgruppe resultierender Aufwand
die Einkünfte des Steuerpflichtigen gemindert hat und

1. der Steuerpflichtige nicht glaubhaft machen kann, dass er

a) den Kapitaldienst für die gesamte Laufzeit dieser Finanzierungsbeziehung von Anfang an
hätte erbringen können und
 

b) die Finanzierung wirtschaftlich benötigt und für den Unternehmenszweck verwendet
 

 

oder

2. soweit der seitens des Steuerpflichtigen zu entrichtende Zinssatz für eine grenzüberschreitende
Finanzierungsbeziehung mit einer ihm nahestehenden Person den Zinssatz übersteigt, zu dem
sich das Unternehmen unter Zugrundelegung des Ratings für die Unternehmensgruppe gegen-
über fremden Dritten finanzieren könnte. 2Wird im Einzelfall nachgewiesen, dass ein aus dem
Unternehmensgruppenrating abgeleitetes Rating dem Fremdvergleichsgrundsatz entspricht, ist
dieses bei der Bemessung des Zinssatzes zu berücksichtigen.
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Als Finanzierungsbeziehung gelten insbesondere ein Darlehensverhältnis sowie die Nutzung oder die
Bereitstellung von Fremdkapital und fremdkapitalähnlichen Instrumenten.

(3e) 1Es handelt sich regelmäßig um eine funktions- und risikoarme Dienstleistung, wenn

1. eine Finanzierungsbeziehung von einem Unternehmen gegenüber einem anderen Unternehmen
innerhalb einer multinationalen Unternehmensgruppe vermittelt wird oder
 

2. eine Finanzierungsbeziehung von einem Unternehmen an ein anderes Unternehmen innerhalb
einer multinationalen Unternehmensgruppe weitergeleitet wird.
 

2Hiervon ist auch regelmäßig dann auszugehen, wenn ein Unternehmen in der Unternehmensgruppe für
ein oder mehrere Unternehmen der Unternehmensgruppe die Steuerung von Finanzmitteln, wie etwa
ein Liquiditätsmanagement, ein Finanzrisikomanagement, ein Währungsrisikomanagement oder die Tä-
tigkeit als Finanzierungsgesellschaft, übernimmt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn anhand einer
Funktions- und Risikoanalyse nachgewiesen wird, dass es sich nicht um eine funktions- und risikoarme
Dienstleistung handelt.

(4) 1Geschäftsbeziehungen im Sinne dieser Vorschrift sind

1. einzelne oder mehrere zusammenhängende wirtschaftliche Vorgänge (Geschäftsvorfälle) zwi-
schen einem Steuerpflichtigen und einer ihm nahestehenden Person,

a) die Teil einer Tätigkeit des Steuerpflichtigen oder der nahestehenden Person sind, auf
die die §§ 13, 15, 18 oder 21 des Einkommensteuergesetzes anzuwenden sind oder an-
zuwenden wären, wenn sich der Geschäftsvorfall im Inland unter Beteiligung eines unbe-
schränkt Steuerpflichtigen und einer inländischen nahestehenden Person ereignet hätte,
und
 

b) denen keine gesellschaftsvertragliche Vereinbarung zugrunde liegt; eine gesellschafts-
vertragliche Vereinbarung ist eine Vereinbarung, die unmittelbar zu einer rechtlichen Än-
derung der Gesellschafterstellung führt;
 

 

2. Geschäftsvorfälle zwischen einem Unternehmen eines Steuerpflichtigen und seiner in einem an-
deren Staat gelegenen Betriebsstätte (anzunehmende schuldrechtliche Beziehungen).
 

2Liegt einem Geschäftsvorfall keine schuldrechtliche Vereinbarung zugrunde, ist davon auszugehen,
dass voneinander unabhängige ordentliche und gewissenhafte Geschäftsleiter eine schuldrechtliche
Vereinbarung getroffen hätten oder eine bestehende Rechtsposition geltend machen würden, die der
Besteuerung zugrunde zu legen ist, es sei denn, der Steuerpflichtige macht im Einzelfall etwas anderes
glaubhaft.

(5) 1Die Absätze 1, 3 bis 4 sind entsprechend anzuwenden, wenn für eine Geschäftsbeziehung im Sinne
des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 die Bedingungen, insbesondere die Verrechnungspreise, die der Auf-
teilung der Einkünfte zwischen einem inländischen Unternehmen und seiner ausländischen Betriebsstät-
te oder der Ermittlung der Einkünfte der inländischen Betriebsstätte eines ausländischen Unternehmens
steuerlich zugrunde gelegt werden, nicht dem Fremdvergleichsgrundsatz entsprechen und dadurch die
inländischen Einkünfte eines beschränkt Steuerpflichtigen gemindert oder die ausländischen Einkünfte
eines unbeschränkt Steuerpflichtigen erhöht werden. 2Zur Anwendung des Fremdvergleichsgrundsat-
zes ist eine Betriebsstätte wie ein eigenständiges und unabhängiges Unternehmen zu behandeln, es sei
denn, die Zugehörigkeit der Betriebsstätte zum Unternehmen erfordert eine andere Behandlung. 3Um
die Betriebsstätte wie ein eigenständiges und unabhängiges Unternehmen zu behandeln, sind ihr in ei-
nem ersten Schritt zuzuordnen:

1. die Funktionen des Unternehmens, die durch ihr Personal ausgeübt werden (Personalfunktio-
nen),
 

2. die Vermögenswerte des Unternehmens, die sie zur Ausübung der ihr zugeordneten Funktionen
benötigt,
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3. die Chancen und Risiken des Unternehmens, die sie auf Grund der ausgeübten Funktionen und
zugeordneten Vermögenswerte übernimmt, sowie
 

4. ein angemessenes Eigenkapital (Dotationskapital).
 

4Auf der Grundlage dieser Zuordnung sind in einem zweiten Schritt die Art der Geschäftsbeziehungen
zwischen dem Unternehmen und seiner Betriebsstätte und die Verrechnungspreise für diese Geschäfts-
beziehungen zu bestimmen. 5Die Sätze 1 bis 4 sind entsprechend auf ständige Vertreter anzuwenden.
6Die Möglichkeit, einen Ausgleichsposten nach § 4g des Einkommensteuergesetzes zu bilden, wird nicht
eingeschränkt. 7Auf Geschäftsbeziehungen zwischen einem Gesellschafter und seiner Personengesell-
schaft oder zwischen einem Mitunternehmer und seiner Mitunternehmerschaft sind die Sätze 1 bis 4
nicht anzuwenden, unabhängig davon, ob die Beteiligung unmittelbar besteht oder ob sie nach § 15 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 2 des Einkommensteuergesetzes mittelbar besteht; für diese Geschäftsbe-
ziehungen gilt Absatz 1. 8Ist ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung anzuwenden und
macht der Steuerpflichtige geltend, dass dessen Regelungen den Sätzen 1 bis 7 widersprechen, so hat
das Abkommen nur Vorrang, soweit der Steuerpflichtige nachweist, dass der andere Staat sein Besteue-
rungsrecht entsprechend diesem Abkommen ausübt und deshalb die Anwendung der Sätze 1 bis 7 zu
einer Doppelbesteuerung führen würde.

(6) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates durch
Rechtsverordnung Einzelheiten des Fremdvergleichsgrundsatzes im Sinne der Absätze 1, 3 bis 3e und 5
und Einzelheiten zu dessen einheitlicher Anwendung zu regeln sowie Grundsätze zur Bestimmung des
Dotationskapitals im Sinne des Absatzes 5 Satz 3 Nummer 4 festzulegen.

Fußnoten

(+++ § 1: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§ 1 Abs. 1: IdF d. Art. 7 Nr. 1 Buchst. a G v. 14.8.2007 I 1912 mWv 18.8.2007
§ 1 Abs. 1 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 1 Buchst. a DBuchst. aa G v. 2.6.2021 I 1259 mWv 9.6.2021
§ 1 Abs. 1 Satz 2: Eingef. durch Art. 6 Nr. 1 Buchst. a G v. 26.6.2013 I 1809 mWv 1.1.2013; idF d. Art. 5
Nr. 1 Buchst. a DBuchst. bb G v. 2.6.2021 I 1259 mWv 9.6.2021
§ 1 Abs. 1 Satz 3 u. 4: Früher Satz 2 u. 3 gem. Art. 6 Nr. 1 Buchst. a G v. 26.6.2013 I 1809 mWv
1.1.2013
§ 1 Abs. 2: IdF d. Art. 5 Nr. 2 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 1 Abs. 3 bis 3c: Früher Abs. 3 gem. u. idF d. Art. 5 Nr. 1 Buchst. b G v. 2.6.2021 I 1259 mWv 9.6.2021
§ 1 Abs. 3a Satz 4: IdF d. Art. 5 Nr. 2 Buchst. b G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 1 Abs. 3c Satz 4: IdF d. Art. 5 Nr. 2 Buchst. c G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 1 Abs. 3d u. 3e: Eingef. durch Art. 10 Nr. 1 Buchst. a G v. 27.3.2024 I Nr. 108 mWv 28.3.2024
§ 1 Abs. 4: IdF d. Art. 8 Nr. 1 G v. 22.12.2014 I 2417 mWv 31.12.2014
§ 1 Abs. 5: Eingef. durch Art. 6 Nr. 1 Buchst. e G v. 26.6.2013 I 1809 mWv 1.1.2013
§ 1 Abs. 5 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 2 Buchst. d G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 1 Abs. 6: IdF d. Art. 5 Nr. 1 Buchst. c G v. 2.6.2021 I 1259 mWv 9.6.2021 u. d. Art. 10 Nr. 1 Buchst. b
G v. 27.3.2024 I Nr. 108 mWv 28.3.2024

§ 1a Preisanpassungsklausel

1Sind wesentliche immaterielle Werte oder Vorteile Gegenstand einer Geschäftsbeziehung und weicht
die tatsächliche spätere Gewinnentwicklung erheblich von der Gewinnerwartung ab, die der Verrech-
nungspreisbestimmung zugrunde lag, ist widerlegbar zu vermuten, dass zum Zeitpunkt des Geschäfts-
abschlusses Unsicherheiten im Hinblick auf die Verrechnungspreisvereinbarung bestanden und unab-
hängige Dritte eine sachgerechte Anpassungsregelung vereinbart hätten. 2Wurde eine solche Regelung
nicht vereinbart und tritt bezogen auf die ersten sieben Jahre nach Geschäftsabschluss eine erhebliche
Abweichung im Sinne des Satzes 1 ein, ist für eine deshalb vorzunehmende Berichtigung nach § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 ein angemessener Anpassungsbetrag auf den Verrechnungspreis im achten Jahr nach Ge-
schäftsabschluss der Besteuerung zugrunde zu legen. 3Eine erhebliche Abweichung im Sinne des Satzes
1 liegt vor, wenn der unter Zugrundelegung der tatsächlichen Gewinnentwicklung zutreffende Fremd-
vergleichspreis um mehr als 20 Prozent von diesem Verrechnungspreis abweicht. 4Für die Bestimmung
des unter Zugrundelegung der tatsächlichen Gewinnentwicklung zutreffenden Fremdvergleichspreises
ist von denselben Grundsätzen auszugehen wie für die Bestimmung des Verrechnungspreises. 5Eine An-
passung des Verrechnungspreises ist im Sinne des Satzes 2 angemessen, wenn sie dem Unterschieds-
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betrag zwischen dem Verrechnungspreis und dem unter Zugrundelegung der tatsächlichen Gewinn-
entwicklung zutreffenden Fremdvergleichspreis entspricht. 6Eine Anpassung erfolgt insbesondere dann
nicht, wenn

1. der Steuerpflichtige glaubhaft macht, dass die tatsächliche Entwicklung auf Umständen basiert,
die zum Zeitpunkt des Geschäftsvorfalls nicht vorhersehbar waren, oder
 

2. der Steuerpflichtige nachweist, dass er bei der Bestimmung des Verrechnungspreises die aus
der künftigen Entwicklung resultierenden Unsicherheiten angemessen berücksichtigt hat, oder
 

3. im Hinblick auf immaterielle Werte und Vorteile Lizenzvereinbarungen getroffen werden, die die
zu zahlende Lizenz vom Umsatz oder Gewinn des Lizenznehmers abhängig machen oder für die
Höhe der Lizenz Umsatz und Gewinn berücksichtigen.
 

Fußnoten

(+++ § 1a: Zur Anwendung vgl. § 21 Abs. 25 +++)
§ 1a: Eingef. durch Art. 5 Nr. 2 G v. 2.6.2021 I 1259 mWv 9.6.2021

Zweiter Teil Wohnsitzwechsel in niedrigbesteuernde Gebiete

 

§ 2 Einkommensteuer

(1) 1Eine natürliche Person, die in den letzten zehn Jahren vor dem Ende ihrer unbeschränkten Steuer-
pflicht nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes als Deutscher insgesamt mindestens fünf
Jahre unbeschränkt einkommensteuerpflichtig war und

1. in einem ausländischen Gebiet ansässig ist, in dem sie mit ihrem Einkommen nur einer niedri-
gen Besteuerung unterliegt, oder in keinem ausländischen Gebiet ansässig ist und
 

2. wesentliche wirtschaftliche Interessen im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat,
 

ist bis zum Ablauf von zehn Jahren nach Ende des Jahres, in dem ihre unbeschränkte Steuerpflicht geen-
det hat, über die beschränkte Steuerpflicht im Sinne des Einkommensteuergesetzes hinaus beschränkt
einkommensteuerpflichtig mit allen Einkünften im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz des Ein-
kommensteuergesetzes, die bei unbeschränkter Einkommensteuerpflicht nicht ausländische Einkünf-
te im Sinne des § 34d des Einkommensteuergesetzes sind. 2Für Einkünfte der natürlichen Person, die
weder durch deren ausländische Betriebsstätte noch durch deren in einem ausländischen Staat tätigen
ständigen Vertreter erzielt werden, ist für die Anwendung dieser Vorschrift das Bestehen einer inlän-
dischen Geschäftsleitungsbetriebsstätte der natürlichen Person anzunehmen, der solche Einkünfte zu-
zuordnen sind. 3Satz 1 findet nur Anwendung für Veranlagungszeiträume, in denen die hiernach insge-
samt beschränkt steuerpflichtigen Einkünfte mehr als 16 500 Euro betragen.

(2) Eine niedrige Besteuerung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 liegt vor, wenn

1. die Belastung durch die in dem ausländischen Gebiet erhobene Einkommensteuer - nach dem
Tarif unter Einbeziehung von tariflichen Freibeträgen - bei einer in diesem Gebiet ansässigen un-
verheirateten natürlichen Person, die ein steuerpflichtiges Einkommen von 77 000 Euro bezieht,
um mehr als ein Drittel geringer ist als die Belastung einer im Geltungsbereich dieses Geset-
zes ansässigen natürlichen Person durch die deutsche Einkommensteuer unter sonst gleichen
Bedingungen, es sei denn, die Person weist nach, daß die von ihrem Einkommen insgesamt zu
entrichtenden Steuern mindestens zwei Drittel der Einkommensteuer betragen, die sie bei un-
beschränkter Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes zu entrichten hätte,
oder
 

2. die Belastung der Person durch die in dem ausländischen Gebiet erhobene Einkommensteuer
auf Grund einer gegenüber der allgemeinen Besteuerung eingeräumten Vorzugsbesteuerung er-
heblich gemindert sein kann, es sei denn, die Person weist nach, daß die von ihrem Einkommen
insgesamt zu entrichtenden Steuern mindestens zwei Drittel der Einkommensteuer betragen,
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die sie bei unbeschränkter Steuerpflicht nach § 1 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes zu ent-
richten hätte.
 

(3) Eine Person hat im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 wesentliche wirtschaftliche Interessen im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes, wenn

1. sie zu Beginn des Veranlagungszeitraums Unternehmer oder Mitunternehmer eines im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes belegenen Gewerbebetriebs ist oder, sofern sie Kommanditist ist, mehr
als 25 Prozent der Einkünfte im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergeset-
zes aus der Gesellschaft auf sie entfallen oder ihr eine Beteiligung im Sinne des § 17 Abs. 1 des
Einkommensteuergesetzes an einer inländischen Kapitalgesellschaft gehört oder
 

2. ihre Einkünfte, die bei unbeschränkter Einkommensteuerpflicht nicht ausländische Einkünfte im
Sinne des § 34d des Einkommensteuergesetzes sind, im Veranlagungszeitraum mehr als 30 Pro-
zent ihrer sämtlichen Einkünfte betragen oder 62 000 Euro übersteigen oder
 

3. zu Beginn des Veranlagungszeitraums ihr Vermögen, dessen Erträge bei unbeschränkter Ein-
kommensteuerpflicht nicht ausländische Einkünfte im Sinne des § 34d des Einkommensteuer-
gesetzes wären, mehr als 30 Prozent ihres Gesamtvermögens beträgt oder 154 000 Euro über-
steigt.
 

(4) Bei der Anwendung der Absätze 1 und 3 sind bei einer Person Gewerbebetriebe, Beteiligungen, Ein-
künfte und Vermögen einer ausländischen Gesellschaft im Sinne des § 5, an der die Person unter den
dort genannten Voraussetzungen beteiligt ist, entsprechend ihrer Beteiligung zu berücksichtigen.

(5) 1Ist Absatz 1 anzuwenden, kommt der Steuersatz zur Anwendung, der sich für sämtliche Einkünfte
der Person ergibt; für die Ermittlung des Steuersatzes bleiben Einkünfte aus Kapitalvermögen außer Be-
tracht, die dem gesonderten Steuersatz nach § 32d Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes unterlie-
gen. 2Auf Einkünfte, die dem Steuerabzug auf Grund des § 50a des Einkommensteuergesetzes unter-
liegen, ist § 50 Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes nicht anzuwenden. 3§ 43 Absatz 5 des Einkom-
mensteuergesetzes bleibt unberührt.

(6) Weist die Person nach, daß die auf Grund der Absätze 1 und 5 zusätzlich zu entrichtende Steuer ins-
gesamt zu einer höheren inländischen Steuer führt, als sie sie bei unbeschränkter Steuerpflicht und
Wohnsitz ausschließlich im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu entrichten hätte, so wird der überstei-
gende Betrag insoweit nicht erhoben, als er die Steuer überschreitet, die sich ohne Anwendung der Ab-
sätze 1 und 5 ergäbe.

Fußnoten

(+++ § 2 Abs. 1: Zur erstmaligen Anwendung vgl. § 21 Abs. 18 +++)
(+++ § 2 Abs. 5: Zur Anwendung vgl. § 21 Abs. 21 +++)
§ 2 Abs. 1: Vgl. hierzu Fußnote zu § 20 Abs. 1 Buchst. a; BVerfGE v. 14.5.1986 I 1030 - 2 BvL 2/83 -
§ 2 Abs. 1 Satz 1: IdF d. Art. 11 Nr. 1 G v. 21.12.1974 I 3656 mWv 1.1.1975
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Schlusssatz (bezeichnet als Abs. 1 Satz 1 Nr. 2): IdF d. Art. 9 Nr. 1 Buchst. a DBuchst.
aa G v. 19.12.2008 I 2794 mWv 1.1.2009
§ 2 Abs. 1 Satz 2: Eingef. durch Art. 9 Nr. 1 Buchst. a DBuchst. bb G v. 19.12.2008 I 2794 mWv
1.1.2009
§ 2 Abs. 1 Satz 3 (früher Satz 2): IdF d. Art. 9 Nr. 1 Buchst. a G v. 19.12.2000 I 1790 mWv 1.1.2002;
jetzt Satz 3 gem. Art. 9 Nr. 1 Buchst. a DBuchst. bb G v. 19.12.2008 I 2794 mWv 1.1.2009
§ 2 Abs. 2 Nr. 1: IdF d. Art. 9 Nr. 1 Buchst. b G v. 19.12.2000 I 1790 mWv 1.1.2002
§ 2 Abs. 3 Nr. 1: IdF d. Art. 11 Nr. 2 G v. 21.12.1974 I 3656 mWv 1.1.1975, d. Art. 12 Nr. 1 G v.
23.10.2000 I 1433 mWv 1.1.2001 u. d. Art. 24 Nr. 1 u. Nr. 13 G v. 20.12.2007 I 3150 mWv 29.12.2007
§ 2 Abs. 3 Nr. 2: IdF d. Art. 9 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. aa G v. 19.12.2000 I 1790 mWv 1.1.2002, d.
Art. 24 Nr. 13 G v. 20.12.2007 I 3150 mWv 29.12.2007 u. d. Art. 8 Nr. 4 G v. 22.12.2014 I 2417 mWv
31.12.2014
§ 2 Abs. 3 Nr. 3: IdF d. Art. 9 Nr. 1 Buchst. c DBuchst. bb G v. 19.12.2000 I 1790 mWv 1.1.2002, d.
Art. 24 Nr. 13 G v. 20.12.2007 I 3150 mWv 29.12.2007 u. d. Art. 8 Nr. 4 G v. 22.12.2014 I 2417 mWv
31.12.2014
§ 2 Abs. 4: IdF d. Art. 4 Nr. 1 G v. 17.4.1974 I 933 mWv 1.1.1974
§ 2 Abs. 5: IdF d. Art. 6 Nr. 2 G v. 26.6.2013 I 1809 mWv 1.1.2013
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§ 3

(weggefallen)

Fußnoten

§ 3: Aufgeh. durch Art. 12 Nr. 1 G v. 20.12.1996 I 2049 mWv 1.1.1997

§ 4 Erbschaftsteuer

(1) War bei einem Erblasser oder Schenker zur Zeit der Entstehung der Steuerschuld § 2 Abs. 1 Satz 1
anzuwenden, so tritt bei Erbschaftsteuerpflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Erbschaftsteuergesetzes die
Steuerpflicht über den dort bezeichneten Umfang hinaus für alle Teile des Erwerbs ein, deren Erträge
bei unbeschränkter Einkommensteuerpflicht nicht ausländische Einkünfte im Sinne des § 34d des Ein-
kommensteuergesetzes wären.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn nachgewiesen wird, daß für die Teile des Erwerbs, die nach
dieser Vorschrift über § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Erbschaftsteuergesetzes hinaus steuerpflichtig wären, im Aus-
land eine der deutschen Erbschaftsteuer entsprechende Steuer zu entrichten ist, die mindestens 30 Pro-
zent der deutschen Erbschaftsteuer beträgt, die bei Anwendung des Absatzes 1 auf diese Teile des Er-
werbs entfallen würde.

Fußnoten

§ 4 Abs. 1: IdF d. Art. 4 Nr. 3 Buchst. a u. b G v. 17.4.1974 I 933 mWv 1.1.1974 u. d. Art. 8 Nr. 4 G v.
22.12.2014 I 2417 mWv 31.12.2014
§ 4 Abs. 2: IdF d. Art. 4 Nr. 3 Buchst. a G v. 17.4.1974 I 933 mWv 1.1.1974 u. d. Art. 24 Nr. 13 G v.
20.12.2007 I 3150 mWv 29.12.2007

§ 5 Zwischengeschaltete Gesellschaften

(1) 1Sind natürliche Personen, die in den letzten zehn Jahren vor dem Ende ihrer unbeschränkten Steu-
erpflicht nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes als Deutscher insgesamt mindestens
fünf Jahre unbeschränkt einkommensteuerpflichtig waren und die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Satz
1 Nr. 1 erfüllen (Person im Sinne des § 2), allein oder zusammen mit unbeschränkt Steuerpflichtigen
an einer ausländischen Gesellschaft beteiligt, so sind Einkünfte, mit denen diese Personen bei unbe-
schränkter Steuerpflicht nach den §§ 7 bis 13 steuerpflichtig wären und die nicht ausländische Einkünfte
im Sinne des § 34d des Einkommensteuergesetzes sind, diesen Personen zuzurechnen. 2Liegen die Vor-
aussetzungen des Satzes 1 vor, so sind die Vermögenswerte der ausländischen Gesellschaft, deren Er-
träge bei unbeschränkter Steuerpflicht nicht ausländische Einkünfte im Sinne des § § 34d des Einkom-
mensteuergesetzes wären, im Fall des § 4 dem Erwerb entsprechend der Beteiligung zuzurechnen.

(2) Das Vermögen, das den nach Absatz 1 einer Person zuzurechnenden Einkünften zugrunde liegt, haf-
tet für die von dieser Person für diese Einkünfte geschuldeten Steuern.

(3) § 18 findet entsprechende Anwendung.

Fußnoten

(+++ § 5: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§ 5 Abs. 1: IdF d. Art. 4 Nr. 4 Buchst. a G v. 17.4.1974 I 933 mWv 1.1.1974
§ 5 Abs. 1 Satz 1: IdF d. Art. 8 Nr. 4 G v. 22.12.2014 I 2417 mWv 31.12.2014 u. d. Art. 5 Nr. 3 G v.
25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 5 Abs. 1 Satz 2: IdF d. Art. 12 Nr. 2 G v. 20.12.1996 I 2049 mWv 1.1.1997 u. d. Art. 8 Nr. 4 G v.
22.12.2014 I 2417 mWv 31.12.2014
§ 5 Abs. 3: Eingef. durch Art. 4 Nr. 4 Buchst. b G v. 17.4.1974 I 933 mWv 1.1.1974

Dritter Teil Behandlung einer Beteiligung im Sinne des § 17 des
Einkommensteuergesetzes bei Wohnsitzwechsel ins Ausland

 

- Seite 9 von 24 -



Fußnoten

Dritter Teil Überschrift: IdF d. Art. 12 Nr. 2 G v. 23.10.2000 I 1433 mWv 1.1.2001

§ 6 Besteuerung des Vermögenszuwachses

(1) 1Vorbehaltlich der Vorschriften des Einkommensteuergesetzes, Körperschaftsteuergesetzes und Um-
wandlungssteuergesetzes stehen bei unbeschränkt Steuerpflichtigen der Veräußerung von Anteilen im
Sinne des § 17 Absatz 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes zum gemeinen Wert gleich

1. die Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht infolge der Aufgabe des Wohnsitzes oder des
gewöhnlichen Aufenthalts,
 

2. die unentgeltliche Übertragung auf eine nicht unbeschränkt steuerpflichtige Person sowie,
 

3. vorbehaltlich der Nummern 1 und 2, der Ausschluss oder die Beschränkung des Besteuerungs-
rechts der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung der Antei-
le.
 

2Die Veräußerung im Sinne des Satzes 1 erfolgt im Fall des

1. Satzes 1 Nummer 1 im Zeitpunkt der Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht,
 

2. Satzes 1 Nummer 2 im Zeitpunkt der Übertragung,
 

3. Satzes 1 Nummer 3 unmittelbar vor dem Zeitpunkt, zu dem der Ausschluss oder die Beschrän-
kung des Besteuerungsrechts eintritt.
 

3Im Fall des Satzes 1 gelten die Anteile vom Steuerpflichtigen oder, bei unentgeltlicher Übertragung,
von dessen Rechtsnachfolger als zum gemeinen Wert erworben, soweit die auf den Veräußerungsge-
winn entfallende Steuer entrichtet worden ist; andernfalls gelten diese weiterhin als zu den ursprüngli-
chen Anschaffungskosten erworben.

(2) 1Unbeschränkt Steuerpflichtige im Sinne des Absatzes 1 sind natürliche Personen, die innerhalb
der letzten zwölf Jahre vor den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Tatbeständen insgesamt
mindestens sieben Jahre unbeschränkt steuerpflichtig im Sinne des § 1 Absatz 1 des Einkommensteu-
ergesetzes gewesen sind. 2Bei unentgeltlichem Erwerb von Anteilen ist für die Berechnung der nach
Satz 1 maßgebenden Dauer der Steuerpflicht auch die unbeschränkte Steuerpflicht des Rechtsvorgän-
gers oder, sofern der betreffende Anteil nacheinander unentgeltlich übertragen wurde, auch die unbe-
schränkte Steuerpflicht des jeweiligen Rechtsvorgängers einzubeziehen. 3Zeiträume, in denen die na-
türliche Person und der oder die Rechtsvorgänger gleichzeitig unbeschränkt steuerpflichtig waren, wer-
den dabei nur einmal angesetzt. 4Entfällt der Steueranspruch nach Absatz 3 in der jeweils geltenden
Fassung oder einer bis zum 30. Juni 2021 geltenden Fassung, gelten der Steuerpflichtige sowie dessen
unmittelbarer oder mittelbarer Rechtsnachfolger abweichend von den Sätzen 1 bis 3 als unbeschränkt
Steuerpflichtige im Sinne des Absatzes 1.

(3) 1Beruht die Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1
auf einer nur vorübergehenden Abwesenheit des Steuerpflichtigen und wird der Steuerpflichtige inner-
halb von sieben Jahren seit Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht wieder unbeschränkt steuer-
pflichtig, entfällt der Steueranspruch nach Absatz 1, soweit

1. die Anteile in der Zwischenzeit weder veräußert, übertragen noch in ein Betriebsvermögen ein-
gelegt wurden,
 

2. keine Gewinnausschüttungen oder keine Einlagenrückgewähr erfolgt sind, deren gemeiner Wert
insgesamt mehr als ein Viertel des Werts im Sinne des Absatzes 1 beträgt, und
 

3. das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der Veräu-
ßerung der Anteile mindestens in dem Umfang wieder begründet wird, wie es im Zeitpunkt der
Beendigung der Steuerpflicht bestand.
 

2Abweichend von Satz 1 Nummer 1 ist eine unentgeltliche Übertragung durch den Steuerpflichtigen auf
eine natürliche Person von Todes wegen unbeachtlich, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 durch
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die betreffende Person oder, infolge aufeinanderfolgender unentgeltlicher Weiterübertragung zwischen
natürlichen Personen von Todes wegen, durch deren unmittelbaren oder mittelbaren Rechtsnachfol-
ger erfüllt werden. 3Das Finanzamt, das im Zeitpunkt der Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht
nach § 19 der Abgabenordnung zuständig ist, kann die Frist auf Antrag des Steuerpflichtigen oder im
Fall des Satzes 2 dessen Rechtsnachfolgers insgesamt um höchstens fünf Jahre verlängern, wenn die
Absicht zur Rückkehr unverändert fortbesteht. 4Beruht ein Ausschluss des Besteuerungsrechts im Sin-
ne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 auf einer nur vorübergehenden Abwesenheit des Steuerpflichtigen,
gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 5Wird im Fall der unentgeltlichen Übertragung im Sinne des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nummer 2 auf eine natürliche Person die betreffende Person innerhalb von sieben Jah-
ren seit der Übertragung unbeschränkt steuerpflichtig, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.

(4) 1Die festgesetzte Steuer, die auf die nach Absatz 1 realisierten Einkünfte entfällt, kann auf Antrag
des Steuerpflichtigen in sieben gleichen Jahresraten entrichtet werden. 2Dem Antrag ist in der Regel nur
gegen Sicherheitsleistung stattzugeben. 3Die erste Jahresrate ist innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Steuerbescheids zu entrichten; die übrigen Jahresraten sind jeweils am 31. Juli der Folgejahre
fällig. 4Die Jahresraten sind nicht zu verzinsen. 5Die noch nicht entrichtete Steuer ist innerhalb eines Mo-
nats nach Eintritt der nachfolgenden Ereignisse fällig,

1. wenn die Jahresrate nicht fristgemäß entrichtet wird,
 

2. wenn der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten nach Absatz 5 nicht erfüllt,
 

3. wenn der Steuerpflichtige Insolvenz anmeldet,
 

4. soweit die Anteile veräußert oder übertragen werden oder
 

5. soweit Gewinnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr erfolgen und soweit deren gemei-
ner Wert insgesamt mehr als ein Viertel des Werts im Sinne des Absatzes 1 beträgt.
 

6Abweichend von Satz 5 Nummer 4 ist eine unentgeltliche Übertragung durch den Steuerpflichtigen auf
eine natürliche Person von Todes wegen unbeachtlich; insofern ist für Zwecke des Satzes 5 auf die be-
treffende Person oder, infolge aufeinanderfolgender unentgeltlicher Weiterübertragung zwischen natür-
lichen Personen von Todes wegen, auf deren unmittelbaren oder mittelbaren Rechtsnachfolger abzu-
stellen. 7In den Fällen des Absatzes 3 gelten die vorstehenden Sätze entsprechend; der Stundungszeit-
raum richtet sich nach der vom Finanzamt eingeräumten Frist; die Erhebung von Jahresraten entfällt auf
Antrag des Steuerpflichtigen; über Satz 5 hinaus wird die noch nicht entrichtete Steuer auch innerhalb
eines Monats nach Eintritt des Ereignisses fällig, wonach der Steueranspruch nicht mehr nach Absatz 3
entfallen kann oder der Wegfall der Rückkehrabsicht gegenüber dem Finanzamt mitgeteilt wird. 8Soweit
die Steuer nicht nach Absatz 3 entfällt und der Steuerpflichtige auf die Leistung von Jahresraten verzich-
tet hat, sind für die Dauer des gewährten Zahlungsaufschubs Zinsen in entsprechender Anwendung des
§ 234 der Abgabenordnung zu erheben.

(5) 1Der Steuerpflichtige oder sein Gesamtrechtsnachfolger hat dem Finanzamt, das in den in Absatz 1
genannten Zeitpunkten nach § 19 der Abgabenordnung zuständig ist, nach amtlich vorgeschriebenem
Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch die Verwirklichung eines der Tatbestän-
de des Absatzes 4 Satz 5 oder 7 mitzuteilen. 2Die Mitteilung ist innerhalb eines Monats nach dem mel-
depflichtigen Ereignis zu erstatten. 3Der Steuerpflichtige oder sein Gesamtrechtsnachfolger hat dem
nach Satz 1 zuständigen Finanzamt jährlich bis zum 31. Juli nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz
über die amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch seine aktuelle Anschrift mitzuteilen und zu bestä-
tigen, dass die Anteile ihm oder im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 seinem Rechtsnachfolger wei-
terhin zuzurechnen sind. 4Auf Antrag kann die Finanzbehörde zur Vermeidung unbilliger Härten auf eine
elektronische Übermittlung verzichten; in diesem Fall ist die Mitteilung nach amtlich vorgeschriebenem
Vordruck abzugeben und vom Steuerpflichtigen eigenhändig zu unterschreiben.

Fußnoten

(+++ § 6: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§ 6: IdF d. Art. 5 Nr. 4 G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 6 Abs. 2 Satz 4: IdF d. Art. 12 Nr. 1 G v. 16.12.2022 I 2294 mWv 1.1.2022
§ 6 Abs. 5 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 1 Buchst. a G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
§ 6 Abs. 5 Satz 2: IdF d. Art. 5 Nr. 1 Buchst. b G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
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§ 6 Abs. 5 Satz 3: IdF d. Art. 5 Nr. 1 Buchst. c G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
§ 6 Abs. 5 Satz 4: Eingef. durch Art. 5 Nr. 1 Buchst. d G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023

Vierter Teil Hinzurechnungsbesteuerung

 

Fußnoten

Vierter Teil (Überschrift vor § 7): IdF d. Art. 5 Nr. 5 G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

§ 7 Beteiligung an ausländischer Zwischengesellschaft

(1) 1Beherrscht ein unbeschränkt Steuerpflichtiger eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse im Sinne des Körperschaftsteuergesetzes, die weder Geschäftsleitung noch Sitz im Inland
hat und die nicht gemäß § 3 Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes von der Körperschaftsteuerpflicht
ausgenommen ist (ausländische Gesellschaft), sind die Einkünfte, für die diese Gesellschaft Zwischen-
gesellschaft ist, bei dem unbeschränkt Steuerpflichtigen entsprechend seiner unmittelbaren und mittel-
baren Beteiligung am Nennkapital steuerpflichtig. 2Mittelbare Beteiligungen sind für die Steuerpflicht
nach Satz 1 unbeachtlich, soweit bei einer die Beteiligung vermittelnden Person hinsichtlich der Beteili-
gung an dieser ausländischen Gesellschaft eine Hinzurechnungsbesteuerung nach diesem Gesetz oder
einer vergleichbaren ausländischen Regelung erfolgt ist und die danach hinzugerechneten Einkünfte da-
durch insgesamt keiner niedrigen Besteuerung im Sinne des § 8 Absatz 5 unterliegen. 3Ist für die Ge-
winnverteilung der ausländischen Gesellschaft nicht die Beteiligung am Nennkapital maßgebend oder
hat die Gesellschaft kein Nennkapital, so ist für die Steuerpflicht der Einkünfte nach Satz 1 der Maßstab
für die Gewinnverteilung zugrunde zu legen. 4Die Sätze 1 bis 3 sind auch auf einen beschränkt Steuer-
pflichtigen anzuwenden, soweit die Beteiligung an der ausländischen Gesellschaft unmittelbar oder mit-
telbar einer inländischen Betriebsstätte des Steuerpflichtigen zuzuordnen ist, durch die eine Tätigkeit
im Sinne des § 15 Absatz 2 des Einkommensteuergesetzes ausgeübt wird.

(2) Eine Beherrschung im Sinne des Absatzes 1 liegt vor, wenn dem Steuerpflichtigen allein oder zusam-
men mit ihm nahestehenden Personen am Ende des Wirtschaftsjahres der ausländischen Gesellschaft,
in dem diese die Einkünfte nach Absatz 1 erzielt hat (maßgebendes Wirtschaftsjahr), mehr als die Hälf-
te der Stimmrechte oder mehr als die Hälfte der Anteile am Nennkapital unmittelbar oder mittelbar zu-
zurechnen sind oder unmittelbar oder mittelbar ein Anspruch auf mehr als die Hälfte des Gewinns oder
des Liquidationserlöses dieser Gesellschaft zusteht.

(3) 1Für Zwecke der §§ 7 bis 12 ist eine Person dem Steuerpflichtigen unter den Voraussetzungen des §
1 Absatz 2 nahestehend. 2Eine Personengesellschaft oder Mitunternehmerschaft ist selbst nahestehen-
de Person, wenn sie die Voraussetzungen des § 1 Absatz 2 erfüllt.

(4) 1Unbeschadet des Absatzes 3 gelten Personen als dem Steuerpflichtigen nahestehend, wenn sie mit
ihm in Bezug auf die Zwischengesellschaft durch abgestimmtes Verhalten zusammenwirken. 2Bei den
unmittelbaren oder mittelbaren Gesellschaftern einer Personengesellschaft oder Mitunternehmerschaft,
die an einer Zwischengesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, wird ein Zusammenwirken
durch abgestimmtes Verhalten widerlegbar unterstellt.

(5) 1Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn auf die Einkünfte, für die die ausländische Gesell-
schaft Zwischengesellschaft ist, die Vorschriften des Investmentsteuergesetzes in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden sind. 2Satz 1 gilt nicht, wenn die den Einkünften zugrunde liegenden Geschäfte zu
mehr als einem Drittel mit dem Steuerpflichtigen oder ihm nahestehenden Personen betrieben werden.

Fußnoten

(+++ § 7: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
(+++ § 7 Abs. 6: Zur erstmaligen Anwendung vgl. § 21 Abs. 17 +++)
(+++ § 7 Abs. 8: Zur erstmaligen Anwendung vgl. § 21 Abs. 15 +++)
§§ 7 bis 12: IdF d. Art. 5 Nr. 6 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

§ 8 Einkünfte von Zwischengesellschaften
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(1) Eine ausländische Gesellschaft ist Zwischengesellschaft für Einkünfte, einschließlich Veräußerungs-
gewinnen, die einer niedrigen Besteuerung im Sinne des Absatzes 5 unterliegen und nicht stammen
aus:

1. der Land- und Forstwirtschaft,
 

2. der Herstellung, Bearbeitung, Verarbeitung oder Montage von Sachen, der Erzeugung von Ener-
gie sowie dem Aufsuchen und der Gewinnung von Bodenschätzen,
 

3. dem Betrieb von Versicherungsunternehmen, Kreditinstituten und Finanzdienstleistungsinstitu-
ten, die einer wesentlichen wirtschaftlichen Tätigkeit im Sinne des Absatzes 2 nachgehen; es
sei denn, die diesen Einkünften zugrunde liegenden Geschäfte werden zu mehr als einem Drit-
tel mit dem Steuerpflichtigen oder ihm nahestehenden Personen betrieben. 2Gleiches gilt für
Finanzunternehmen im Sinne des Kreditwesengesetzes, an denen Kreditinstitute oder Finanz-
dienstleistungsinstitute unmittelbar oder mittelbar zu mehr als 50 Prozent beteiligt sind,
 

4. dem Handel, soweit nicht

a) ein Steuerpflichtiger, der gemäß § 7 an der ausländischen Gesellschaft beteiligt ist, oder
eine einem solchen Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Absatz 2 nahestehende Person,
die mit ihren Einkünften hieraus im Geltungsbereich dieses Gesetzes steuerpflichtig ist,
der ausländischen Gesellschaft die Verfügungsmacht an den gehandelten Gütern oder
Waren verschafft, oder
 

b) die ausländische Gesellschaft einem solchen Steuerpflichtigen oder einer solchen nahe-
stehenden Person die Verfügungsmacht an den Gütern oder Waren verschafft,
 

es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass die ausländische Gesellschaft einen für derar-
tige Handelsgeschäfte in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb unter Teilnah-
me am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr unterhält und die zur Vorbereitung, dem Abschluss
und der Ausführung der Geschäfte gehörenden Tätigkeiten ohne Mitwirkung eines solchen Steu-
erpflichtigen oder einer solchen nahestehenden Person ausübt,
 

5. Dienstleistungen, soweit nicht

a) die ausländische Gesellschaft für die Dienstleistung sich eines Steuerpflichtigen, der ge-
mäß § 7 an ihr beteiligt ist, oder einer einem solchen Steuerpflichtigen im Sinne des § 1
Absatz 2 nahestehenden Person bedient, die mit ihren Einkünften aus der von ihr beige-
tragenen Leistung im Geltungsbereich dieses Gesetzes steuerpflichtig ist, oder
 

b) die ausländische Gesellschaft die Dienstleistung einem solchen Steuerpflichtigen oder
einer solchen nahestehenden Person erbringt, es sei denn, der Steuerpflichtige weist
nach, dass die ausländische Gesellschaft einen für das Bewirken derartiger Dienstleis-
tungen eingerichteten Geschäftsbetrieb unter Teilnahme am allgemeinen wirtschaftli-
chen Verkehr unterhält und die zu der Dienstleistung gehörenden Tätigkeiten ohne Mit-
wirkung eines solchen Steuerpflichtigen oder einer solchen nahestehenden Person aus-
übt,
 

 

6. der Vermietung und Verpachtung, ausgenommen

a) die Überlassung der Nutzung von Rechten, Plänen, Mustern, Verfahren, Erfahrungen und
Kenntnissen, es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass die ausländische Gesell-
schaft die Ergebnisse eigener Forschungs- oder Entwicklungsarbeit auswertet, die ohne
Mitwirkung eines Steuerpflichtigen, der gemäß § 7 an der Gesellschaft beteiligt ist, oder
einer einem solchen Steuerpflichtigen im Sinne des § 1 Absatz 2 nahestehenden Person
unternommen worden ist,
 

b) die Vermietung oder Verpachtung von Grundstücken, es sei denn, der Steuerpflichtige
weist nach, dass die Einkünfte daraus nach einem Abkommen zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung steuerbefreit wären, wenn sie von den unbeschränkt Steuerpflichtigen,
die gemäß § 7 an der ausländischen Gesellschaft beteiligt sind, unmittelbar bezogen
worden wären, und
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c) die Vermietung oder Verpachtung von beweglichen Sachen, es sei denn, der Steuer-
pflichtige weist nach, dass die ausländische Gesellschaft einen Geschäftsbetrieb ge-
werbsmäßiger Vermietung oder Verpachtung unter Teilnahme am allgemeinen wirt-
schaftlichen Verkehr unterhält und alle zu einer solchen gewerbsmäßigen Vermietung
oder Verpachtung gehörenden Tätigkeiten ohne Mitwirkung eines unbeschränkt Steuer-
pflichtigen, der gemäß § 7 an ihr beteiligt ist, oder einer einem solchen Steuerpflichtigen
im Sinne des § 1 Absatz 2 nahestehenden Person ausübt,
 

 

7. Bezügen im Sinne des § 8b Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes, ausgenommen

a) Bezüge, soweit diese das Einkommen der leistenden Körperschaft gemindert haben; dies
gilt auch dann, wenn die ausländische Gesellschaft hinsichtlich dieser Bezüge gemäß
den Nummern 1 bis 6 nicht Zwischengesellschaft ist. 2Dies gilt nicht, soweit

aa) die leistende Körperschaft mit den diesen Bezügen zugrunde liegenden Einkünf-
ten Zwischengesellschaft ist oder
 

bb) eine verdeckte Gewinnausschüttung das Einkommen der ausländischen Gesell-
schaft oder einer ihr nahestehenden Person erhöht hat und dieses Einkommen
keiner niedrigen Besteuerung im Sinne des Absatzes 5 unterliegt,
 

 

b) Bezüge, die bei der ausländischen Gesellschaft nach § 8b Absatz 4 des Körperschaft-
steuergesetzes zu berücksichtigen wären, wenn diese unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig wäre; dies gilt auch dann, wenn die ausländische Gesellschaft hinsichtlich die-
ser Bezüge gemäß den Nummern 1 bis 6 oder 7 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und
bb nicht Zwischengesellschaft ist, und
 

c) Bezüge, die bei der ausländischen Gesellschaft nach § 8b Absatz 7 des Körperschaft-
steuergesetzes nicht steuerbefreit wären, wenn diese unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig wäre; dies gilt auch dann, wenn die ausländische Gesellschaft hinsichtlich die-
ser Bezüge gemäß den Nummern 1 bis 6 oder 7 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und
bb nicht Zwischengesellschaft ist,
 

 

8. der Veräußerung eines Anteils an einer anderen Gesellschaft sowie aus deren Auflösung oder
der Herabsetzung ihres Kapitals, ausgenommen Veräußerungsgewinne, die bei der ausländi-
schen Gesellschaft nach § 8b Absatz 7 des Körperschaftsteuergesetzes nicht steuerbefreit wä-
ren, wenn diese unbeschränkt körperschaftsteuerpflichtig wäre; dies gilt auch dann, wenn die
ausländische Gesellschaft hinsichtlich dieser Veräußerungsgewinne gemäß Nummer 3 nicht Zwi-
schengesellschaft ist,
 

9. Umwandlungen; dies gilt nicht, soweit die Einkünfte auf der Übertragung von Wirtschaftsgütern
beruhen, die nicht der Erzielung von Einkünften im Sinne der Nummern 1 bis 8 dienen, es sei
denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass die Umwandlung im Inland ungeachtet des § 1 Ab-
satz 4 des Umwandlungssteuergesetzes zu Buchwerten hätte erfolgen können und im Ausland
tatsächlich zu Buchwerten erfolgt ist.
 

(2) 1Ungeachtet des Absatzes 1 ist eine ausländische Gesellschaft nicht Zwischengesellschaft für Ein-
künfte, für die nachgewiesen wird, dass die Gesellschaft in dem Staat, in dem sie ihren Sitz oder ihre
Geschäftsleitung hat, insoweit einer wesentlichen wirtschaftlichen Tätigkeit nachgeht. 2Dies setzt ins-
besondere den Einsatz der für die Ausübung der Tätigkeit erforderlichen sachlichen und personellen
Ausstattung in diesem Staat voraus. 3Die Tätigkeit muss durch hinreichend qualifiziertes Personal selb-
ständig und eigenverantwortlich ausgeübt werden. 4Der wesentlichen wirtschaftlichen Tätigkeit der Ge-
sellschaft sind nur Einkünfte der Gesellschaft zuzuordnen, die durch diese Tätigkeit erzielt werden und
dies nur insoweit, als der Fremdvergleichsgrundsatz (§ 1) beachtet worden ist. 5Die Sätze 1 bis 3 gelten
nicht, wenn die Gesellschaft ihre wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit überwiegend durch Dritte besor-
gen lässt.

(3) Absatz 2 gilt nur, wenn die ausländische Gesellschaft ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens hat.
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(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht, wenn der Staat, in dem die Gesellschaft ihren Sitz oder ihre Ge-
schäftsleitung hat, im Wege des zwischenstaatlichen Informationsaustausches keine Auskünfte erteilt,
die zur Durchführung der Besteuerung erforderlich sind.

(5) 1Eine niedrige Besteuerung liegt vor, wenn die nach Maßgabe des § 10 Absatz 3 ermittelten Einkünf-
te, für die die ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, einer Belastung durch Ertragsteuern
von weniger als 15 Prozent unterliegen, ohne dass dies auf einem Ausgleich mit Einkünften aus ande-
ren Quellen beruht. 2In die Belastungsberechnung sind Ansprüche einzubeziehen, die der Staat oder das
Gebiet der ausländischen Gesellschaft im Fall einer Gewinnausschüttung der ausländischen Gesellschaft
dem Steuerpflichtigen oder einer anderen Gesellschaft, an der der Steuerpflichtige unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist, gewährt. 3Einkünfte unterliegen im Sinne des Satzes 1 auch dann einer Belastung
durch Ertragsteuern von weniger als 15 Prozent, wenn Ertragsteuern von mindestens 15 Prozent zwar
rechtlich geschuldet, jedoch nicht tatsächlich erhoben werden.

Fußnoten

(+++ § 8: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
(+++ § 8 Abs. 3 Satz 2, 3: Zur Anwendung vgl. § 4j EStG +++)
§§ 7 bis 12: IdF d. Art. 5 Nr. 6 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 8 Abs. 1 Nr. 9: IdF d. Art. 6 Nr. 1 G v. 25.6.2021 I 2050 mWv 1.1.2022
§ 8 Abs. 5 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 2 G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
§ 8 Abs. 5 Satz 3: IdF d. Art. 5 Nr. 2 G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023

§ 9 Freigrenze bei gemischten Einkünften

Für die Anwendung des § 7 Absatz 1 sind Einkünfte eines maßgebenden Wirtschaftsjahres im Sinne des
§ 7 Absatz 2, für die eine ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, außer Ansatz zu lassen,
wenn die Einkünfte nicht mehr als 10 Prozent der gesamten Einkünfte der ausländischen Gesellschaft
betragen, vorausgesetzt, dass die bei einem Steuerpflichtigen hiernach außer Ansatz zu lassenden Be-
träge insgesamt 80 000 Euro nicht übersteigen.

Fußnoten

(+++ § 9: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§§ 7 bis 12: IdF d. Art. 5 Nr. 6 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

§ 10 Hinzurechnungsbetrag

(1) 1Die nach § 7 Absatz 1 steuerpflichtigen Einkünfte sind bei dem Steuerpflichtigen als Hinzurech-
nungsbetrag anzusetzen. 2Ergibt sich ein negativer Betrag, so entfällt die Hinzurechnung.

(2) 1Der Hinzurechnungsbetrag gehört zu den Einkünften im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 1 des Ein-
kommensteuergesetzes und gilt in dem Veranlagungszeitraum als zugeflossen, in dem das maßgeben-
de Wirtschaftsjahr der ausländischen Gesellschaft endet. 2Gehören Anteile an der ausländischen Ge-
sellschaft zu einem Betriebsvermögen, so gehört der Hinzurechnungsbetrag zu den Einkünften aus Ge-
werbebetrieb, aus Land- und Forstwirtschaft oder aus selbständiger Arbeit und erhöht den nach dem
Einkommen- oder Körperschaftsteuergesetz ermittelten Gewinn des Betriebs für das Wirtschaftsjahr, in
dem das Wirtschaftsjahr der ausländischen Gesellschaft endet. 3Sind dem Steuerpflichtigen die Anteile
an der ausländischen Gesellschaft mittelbar zuzurechnen, gilt Satz 2 nur, soweit die Anteile an der un-
mittelbar gehaltenen vermittelnden Beteiligung zu einem Betriebsvermögen gehören. 4Auf den Hinzu-
rechnungsbetrag sind § 3 Nummer 40 Satz 1 Buchstabe d, § 32d des Einkommensteuergesetzes, § 8b
Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes und § 9 Nummer 7 des Gewerbesteuergesetzes nicht anzu-
wenden.

(3) 1Die dem Hinzurechnungsbetrag zugrunde liegenden Einkünfte sind in entsprechender Anwendung
der Vorschriften des deutschen Steuerrechts zu ermitteln. 2Alle Einkünfte, für die die ausländische Ge-
sellschaft Zwischengesellschaft ist, sind als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln; ihre Ermittlung
hat gemäß § 4 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes zu erfolgen. 3§ 10 Nummer 2 des Körperschaft-
steuergesetzes ist auf eine von der ausländischen Gesellschaft zu entrichtende Vermögensteuer nicht
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anzuwenden. 4Steuerliche Vergünstigungen, die an die unbeschränkte Steuerpflicht oder an das Beste-
hen eines inländischen Betriebs oder einer inländischen Betriebsstätte anknüpfen, und die Vorschrif-
ten des Umwandlungssteuergesetzes bleiben unberücksichtigt. 5Verluste, die bei Einkünften entstanden
sind, für die die ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, können in entsprechender Anwen-
dung des § 10d des Einkommensteuergesetzes, soweit sie die nach § 9 außer Ansatz zu lassenden Ein-
künfte übersteigen, abgezogen werden. 6Ein Verlustrücktrag ist nicht zulässig.

(4) Bei der Ermittlung der Einkünfte, für die die ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, dür-
fen nur solche Betriebsausgaben abgezogen werden, die mit diesen Einkünften in wirtschaftlichem Zu-
sammenhang stehen.

(5) 1Soweit in Anwendung des Absatzes 3 Wirtschaftsgüter erstmals zu bewerten sind, sind sie mit den
Werten anzusetzen, die sich ergeben würden, wenn seit Übernahme der Wirtschaftsgüter durch die aus-
ländische Gesellschaft die Vorschriften des deutschen Steuerrechts angewendet worden wären. 2In den
Fällen des § 8 Absatz 1 Nummer 9 sind bei der übernehmenden Gesellschaft die auf sie übergegange-
nen Wirtschaftsgüter mit dem von der übertragenden Gesellschaft angesetzten Wert zu übernehmen.

(6) Soweit die dem Hinzurechnungsbetrag zugrunde liegenden Einkünfte oder Einkunftsquellen zu Erträ-
gen des Steuerpflichtigen im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 3 des Einkommensteuergesetzes in Ver-
bindung mit § 16 Absatz 1 Nummer 2 des Investmentsteuergesetzes oder im Sinne des § 20 Absatz 1
Nummer 3a des Einkommensteuergesetzes in Verbindung mit § 34 Absatz 1 Nummer 2 des Investment-
steuergesetzes führen, ist der Hinzurechnungsbetrag in Höhe dieser Erträge zu mindern.

Fußnoten

(+++ § 10: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§§ 7 bis 12: IdF d. Art. 5 Nr. 6 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

§ 11 Kürzungsbetrag bei Beteiligung an ausländischer Gesellschaft

(1) 1Erhält der Steuerpflichtige aus der Beteiligung an einer ausländischen Gesellschaft, für die Hinzu-
rechnungsbeträge nach § 10 Absatz 2 bei ihm der Einkommen- oder Körperschaftsteuer unterlegen ha-
ben, Bezüge im Sinne des

1. § 20 Absatz 1 Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes,
 

2. § 20 Absatz 1 Nummer 3 des Einkommensteuergesetzes in Verbindung mit § 16 Absatz 1 Num-
mer 1 des Investmentsteuergesetzes oder
 

3. § 20 Absatz 1 Nummer 3a des Einkommensteuergesetzes in Verbindung mit § 34 Absatz 1 Num-
mer 1 des Investmentsteuergesetzes,
 

ist bei der Ermittlung der Summe der Einkünfte ein Kürzungsbetrag nach Absatz 2 abzuziehen; im Rah-
men des § 32d des Einkommensteuergesetzes ist dieser bei der Ermittlung der Summe der Kapitalerträ-
ge abzuziehen. 2Entsprechendes gilt für Bezüge des Steuerpflichtigen im Sinne des Satzes 1 von Gesell-
schaften, die an der Zwischengesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligt sind.

(2) 1Der Kürzungsbetrag entspricht dem Betrag, der als Bezug im Sinne der unter Absatz 1 bezeichne-
ten Vorschriften bei dem Steuerpflichtigen steuerpflichtig ist. 2Er ist begrenzt auf den Betrag, der als
Bezug im Sinne der unter Absatz 1 bezeichneten Vorschriften bei dem Steuerpflichtigen steuerpflichtig
wäre, wenn das auf den Schluss des vorangegangenen Veranlagungszeitraums festgestellte Hinzurech-
nungskorrekturvolumen zuzüglich des im laufenden Veranlagungszeitraum zu besteuernden Hinzurech-
nungsbetrags in vollem Umfang ausgeschüttet würde.

(3) 1Das am Schluss eines Veranlagungszeitraums verbleibende Hinzurechnungskorrekturvolumen ist
gemäß § 18 für jeden Steuerpflichtigen gesondert festzustellen. 2Hinzurechnungskorrekturvolumen ist
der nach § 10 Absatz 2 der Einkommen- oder Körperschaftsteuer unterliegende Hinzurechnungsbetrag
des laufenden Veranlagungszeitraums, vermindert um den Betrag der Bezüge im Sinne des Absatzes 1
Satz 1 und 2 des laufenden Veranlagungszeitraums sowie den Betrag der Gewinne im Sinne des Absat-
zes 4 und vermehrt um das auf den Schluss des vorangegangenen Veranlagungszeitraums festgestellte
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Hinzurechnungskorrekturvolumen. 3Der Bestand des verbleibenden Hinzurechnungskorrekturvolumens
kann nicht negativ werden.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Gewinne des Steuerpflichtigen aus der Veräußerung von Anteilen
an der ausländischen Gesellschaft oder an einer Gesellschaft, die an der ausländischen Gesellschaft un-
mittelbar oder mittelbar beteiligt ist, sowie aus deren Auflösung oder aus der Herabsetzung ihres Kapi-
tals.

(5) 1Wenn Hinzurechnungsbeträge nach § 10 Absatz 2 der Gewerbesteuer unterlegen haben, mindert
der abzuziehende Kürzungsbetrag im Sinne des Absatzes 2 auch den Gewerbeertrag, soweit dieser
durch die Bezüge im Sinne der unter Absatz 1 bezeichneten Vorschriften oder die in Absatz 4 bezeich-
neten Gewinne nach Anwendung von § 8 Nummer 5 und § 9 Nummer 7 oder 8 des Gewerbesteuergeset-
zes erhöht ist. 2Dabei erhöht sich der Kürzungsbetrag nach Satz 1 um insoweit vorgenommene Hinzu-
rechnungen nach § 8 Nummer 5 in Verbindung mit § 9 Nummer 7 oder 8 des Gewerbesteuergesetzes.

Fußnoten

(+++ § 11: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§§ 7 bis 12: IdF d. Art. 5 Nr. 6 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

§ 12 Steueranrechnung

(1) 1Auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuer des Steuerpflichtigen, die auf den Hinzurechnungsbe-
trag entfällt, werden die Steuern vom Einkommen angerechnet, die zu Lasten der ausländischen Gesell-
schaft auf die dem Hinzurechnungsbetrag unterliegenden Einkünfte tatsächlich erhoben worden sind.
2In den Fällen des § 8 Absatz 5 Satz 2 sind die Steuern um die dort bezeichneten Ansprüche des Steuer-
pflichtigen oder einer anderen Gesellschaft, an der der Steuerpflichtige unmittelbar oder mittelbar be-
teiligt ist, zu kürzen.

(2) Auf Antrag des Steuerpflichtigen wird auf seine Einkommen- oder Körperschaftsteuer, die auf den
Hinzurechnungsbetrag entfällt, auch die anteilige Steuer angerechnet, die im Staat einer die Beteiligung
an der Zwischengesellschaft vermittelnden Gesellschaft oder Betriebsstätte im Wege einer der Hinzu-
rechnungsbesteuerung vergleichbaren Besteuerung tatsächlich erhoben worden ist.

(3) Bei der Anrechnung sind die Vorschriften des § 34c Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes und des
§ 26 Absatz 1 und 2 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes auf den Gesamtbetrag der Anrechnungsbe-
träge nach den Absätzen 1 und 2 entsprechend anzuwenden.

Fußnoten

(+++ § 12: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
(+++ § 12 Abs. 3: Zur erstmaligen Anwendung vgl. § 21 Abs. 17 +++)
§§ 7 bis 12: IdF d. Art. 5 Nr. 6 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

§ 13 Beteiligung an Kapitalanlagegesellschaften

(1) 1Ist ein unbeschränkt Steuerpflichtiger unmittelbar oder mittelbar an einer ausländischen Gesell-
schaft beteiligt und bestehen die Einkünfte der Gesellschaft aus Einkünften mit Kapitalanlagecharakter,
die einer niedrigen Besteuerung unterliegen (§ 8 Absatz 5), sind diese Einkünfte bei dem unbeschränkt
Steuerpflichtigen entsprechend seiner unmittelbaren und mittelbaren Beteiligung am Nennkapital die-
ser Gesellschaft steuerpflichtig, auch wenn die Voraussetzungen des § 7 Absatz 1 Satz 1 im Übrigen
nicht erfüllt sind. 2§ 7 Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 3Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn die
Einkünfte mit Kapitalanlagecharakter nicht mehr als 10 Prozent der gesamten Einkünfte, für die die aus-
ländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, betragen und die bei einer Zwischengesellschaft oder
bei einem Steuerpflichtigen hiernach außer Ansatz zu lassenden Beträge insgesamt 80 000 Euro nicht
übersteigen. 4Satz 1 gilt bei einer Beteiligung von weniger als 1 Prozent nur, wenn die Einkünfte der
ausländischen Gesellschaft ausschließlich oder nahezu ausschließlich aus Einkünften mit Kapitalanlage-
charakter bestehen und mit der Hauptgattung der Aktien der ausländischen Gesellschaft kein wesent-
licher und regelmäßiger Handel an einer Börse in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in
einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens oder an einer in einem anderen Staat nach § 193 Absatz 1
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Satz 1 Nummer 2 und 4 des Kapitalanlagegesetzbuchs von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht zugelassenen Börse stattfindet.

(2) Einkünfte mit Kapitalanlagecharakter sind Einkünfte, einschließlich Veräußerungsgewinne, die aus
dem Halten, der Verwaltung, der Werterhaltung oder der Werterhöhung von Zahlungsmitteln, Forderun-
gen, Wertpapieren, Beteiligungen (ausgenommen Einkünfte im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 7 und 8)
oder ähnlichen Vermögenswerten stammen, es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass sie aus
einer Tätigkeit stammen, die einer unter § 8 Absatz 1 Nummer 1 bis 6 fallenden eigenen Tätigkeit der
ausländischen Gesellschaft dient.

(3) Zu den Einkünften mit Kapitalanlagecharakter gehören auch die Einkünfte aus einer Gesellschaft im
Sinne des § 16 des REIT-Gesetzes vom 28. Mai 2007 (BGBl. I S. 914) in der jeweils geltenden Fassung,
es sei denn, dass mit der Hauptgattung der Aktien der ausländischen Gesellschaft ein wesentlicher und
regelmäßiger Handel an einer Börse der in Absatz 1 Satz 4 genannten Art stattfindet.

(4) 1§ 8 Absatz 2 und 5 sowie die §§ 10 bis 12 gelten entsprechend. 2§ 8 Absatz 2 gilt nicht, wenn der
Staat, in dem die Gesellschaft ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung hat, im Wege des zwischenstaatli-
chen Informationsaustausches keine Auskünfte erteilt, die zur Durchführung der Besteuerung erforder-
lich sind.

(5) 1Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn auf die Einkünfte mit Kapitalanlagecharakter, für
die die ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, die Vorschriften des Investmentsteuerge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden sind. 2Mittelbare Beteiligungen sind für den un-
beschränkt Steuerpflichtigen nach Absatz 1 Satz 1 unbeachtlich, wenn er diese über einen Investment-
fonds oder einen Spezial-Investmentfonds im Sinne des Investmentsteuergesetzes hält.

Fußnoten

(+++ § 13: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§ 13: Eingef. durch Art. 5 Nr. 7 G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

§ 14 (weggefallen)

 

Fußnoten

§ 14: Aufgeh. durch Art. 5 Nr. 8 G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

Fünfter Teil Familienstiftungen

 

§ 15 Steuerpflicht von Stiftern, Bezugs-
berechtigten und Anfallsberechtigten

(1) 1Vermögen und Einkünfte einer Familienstiftung, die Geschäftsleitung und Sitz außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes hat (ausländische Familienstiftung), werden dem Stifter, wenn er unbe-
schränkt steuerpflichtig ist, sonst den unbeschränkt steuerpflichtigen Personen, die bezugsberechtigt
oder anfallsberechtigt sind, entsprechend ihrem Anteil zugerechnet. 2Dies gilt nicht für die Erbschaft-
steuer.

(2) Familienstiftungen sind Stiftungen, bei denen der Stifter, seine Angehörigen und deren Abkömmlin-
ge zu mehr als der Hälfte bezugsberechtigt oder anfallsberechtigt sind.

(3) Hat ein Unternehmer im Rahmen seines Unternehmens oder als Mitunternehmer oder eine Körper-
schaft, eine Personenvereinigung oder eine Vermögensmasse eine Stiftung errichtet, die Geschäftslei-
tung und Sitz außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes hat, so wird die Stiftung wie eine Famili-
enstiftung behandelt, wenn der Stifter, seine Gesellschafter, von ihm abhängige Gesellschaften, Mitglie-
der, Vorstandsmitglieder, leitende Angestellte und Angehörige dieser Personen zu mehr als der Hälfte
bezugsberechtigt oder anfallsberechtigt sind.
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(4) Den Stiftungen stehen sonstige Zweckvermögen, Vermögensmassen und rechtsfähige oder nicht-
rechtsfähige Personenvereinigungen gleich.

(5) 1Auf die Einkommen- oder Körperschaftsteuer des Stifters oder der bezugs- oder anfallsberechtig-
ten Person werden die Steuern vom Einkommen angerechnet, die zu Lasten der ausländischen Stiftung
auf die zuzurechnenden Einkünfte erhoben worden sind. 2Bei der Anrechnung sind die Vorschriften des
§ 34c Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes und des § 26 Absatz 1 und 2 Satz 1 des Körperschaftsteu-
ergesetzes entsprechend anzuwenden.

(6) Hat eine Familienstiftung Geschäftsleitung oder Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens, ist Absatz 1 nicht anzuwenden, wenn

1. nachgewiesen wird, dass das Stiftungsvermögen der Verfügungsmacht der in den Absätzen 2
und 3 genannten Personen rechtlich und tatsächlich entzogen ist und
 

2. zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat, in dem die Familienstiftung Ge-
schäftsleitung oder Sitz hat, auf Grund der Amtshilferichtlinie gemäß § 2 Absatz 11 des EU-Amts-
hilfegesetzes oder einer vergleichbaren zwei- oder mehrseitigen Vereinbarung, Auskünfte erteilt
werden, die erforderlich sind, um die Besteuerung durchzuführen.
 

(7) 1Die Einkünfte der Stiftung nach Absatz 1 werden in entsprechender Anwendung der Vorschriften
des Körperschaftsteuergesetzes und des Einkommensteuergesetzes ermittelt. 2Bei der Ermittlung der
Einkünfte gilt § 10 Absatz 3 Satz 3 bis 6 entsprechend; § 8b des Körperschaftsteuergesetzes bleibt unbe-
rücksichtigt. 3Ergibt sich ein negativer Betrag, entfällt die Zurechnung.

(8) 1Die nach Absatz 1 dem Stifter oder der bezugs- oder anfallsberechtigten Person zuzurechnenden
Einkünfte gehören bei Personen, die ihre Einkünfte nicht nach dem Körperschaftsteuergesetz ermitteln,
zu den Einkünften im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 9 des Einkommensteuergesetzes. 2§ 20 Absatz 8
des Einkommensteuergesetzes bleibt unberührt; § 3 Nummer 40 Satz 1 Buchstabe d und § 32d des Ein-
kommensteuergesetzes sind nur insoweit anzuwenden, als diese Vorschriften bei unmittelbarem Bezug
der zuzurechnenden Einkünfte durch die Personen im Sinne des Absatzes 1 anzuwenden wären. 3Soweit
es sich beim Stifter oder der bezugs- oder anfallsberechtigten Person um Personen handelt, die ihre Ein-
künfte nach dem Körperschaftsteuergesetz ermitteln, bleibt § 8 Absatz 2 des Körperschaftsteuergeset-
zes unberührt; § 8b Absatz 1 und 2 des Körperschaftsteuergesetzes ist nur insoweit anzuwenden, als
diese Vorschrift bei unmittelbarem Bezug der zuzurechnenden Einkünfte durch die Personen im Sinne
des Absatzes 1 anzuwenden wäre.

(9) 1Ist eine ausländische Familienstiftung oder eine andere ausländische Stiftung im Sinne des Absat-
zes 10 an einer Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse im Sinne des Körperschaft-
steuergesetzes, die weder Geschäftsleitung noch Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat und die
nicht gemäß § 3 Absatz 1 des Körperschaftsteuergesetzes von der Körperschaftsteuerpflicht ausgenom-
men ist (ausländische Gesellschaft), beteiligt, so gehören die Einkünfte dieser Gesellschaft in entspre-
chender Anwendung der §§ 7 bis 13 mit dem Teil zu den Einkünften der Familienstiftung, der auf die Be-
teiligung der Stiftung am Nennkapital der Gesellschaft entfällt. 2§ 7 Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
3Auf Gewinnausschüttungen der ausländischen Gesellschaft, denen nachweislich bereits nach Satz 1 zu-
gerechnete Beträge zugrunde liegen, ist Absatz 1 nicht anzuwenden.

(10) 1Einer ausländischen Familienstiftung werden Vermögen und Einkünfte einer anderen ausländi-
schen Stiftung, die nicht die Voraussetzungen des Absatzes 6 Satz 1 erfüllt, entsprechend ihrem Anteil
zugerechnet, wenn sie allein oder zusammen mit den in den Absätzen 2 und 3 genannten Personen zu
mehr als der Hälfte unmittelbar oder mittelbar bezugsberechtigt oder anfallsberechtigt ist. 2Auf Zuwen-
dungen der ausländischen Stiftung, denen nachweislich bereits nach Satz 1 zugerechnete Beträge zu-
grunde liegen, ist Absatz 1 nicht anzuwenden.

(11) 1Zuwendungen der ausländischen Familienstiftung unterliegen bei Personen im Sinne des Absat-
zes 1 nicht der Besteuerung, soweit die den Zuwendungen zugrunde liegenden Einkünfte nachweislich
bereits nach Absatz 1 zugerechnet worden sind. 2Steuern von den nach Satz 1 befreiten Zuwendungen
werden auf Antrag im Veranlagungszeitraum der Zurechnung der zugrunde liegenden Einkünfte in ent-
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sprechender Anwendung des § 34c Absatz 1 und 2 des Einkommensteuergesetzes und des § 26 Absatz
1 und 2 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes angerechnet oder abgezogen.

Fußnoten

(+++ § 15: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§ 15 Abs. 1 Satz 1: IdF d. Art. 6 Nr. 4 Buchst. a G v. 26.6.2013 I 1809 mWv 1.1.2013
§ 15 Abs. 5: IdF d. Art. 5 Nr. 9 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 15 Abs. 6: Eingef. durch Art. 9 Nr. 4 G v. 19.12.2008 I 2794 mWv 25.12.2008
§ 15 Abs. 6 Nr. 2: IdF d. Art. 6 Nr. 4 Buchst. c G v. 26.6.2013 I 1809 mWv 1.1.2013 u. d. Art. 5 Nr. 9
Buchst. b G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 15 Abs. 7 bis 11: Früher Abs. 7 gem. u. idF d. Art. 6 Nr. 4 Buchst. d G v. 26.6.2013 I 1809 mWv
1.1.2013
§ 15 Abs. 7 Satz 2: IdF d. Art. 5 Nr. 9 Buchst. c G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021 u. d. Art. 13 Nr. 1 G
v. 16.12.2022 I 2294 mWv 21.12.2022
§ 15 Abs. 9 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 9 Buchst. d DBuchst. aa G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 15 Abs. 9 Satz 2: Eingef. durch Art. 5 Nr. 9 Buchst. d DBuchst. bb G v. 25.6.2021 I 2035 mWv
1.7.2021
§ 15 Abs. 9 Satz 3: Früher Satz 2 gem. Art. 5 Nr. 9 Buchst. d DBuchst. bb G v. 25.6.2021 I 2035 mWv
1.7.2021

Sechster Teil Ermittlung und Verfahren

 

§ 16 Mitwirkungspflicht des Steuerpflichtigen

(1) Beantragt ein Steuerpflichtiger unter Berufung auf Geschäftsbeziehungen mit einer ausländischen
Gesellschaft oder einer im Ausland ansässigen Person oder Personengesellschaft, die mit ihren Einkünf-
ten, die in Zusammenhang mit den Geschäftsbeziehungen zu dem Steuerpflichtigen stehen, nicht oder
nur unwesentlich besteuert wird, die Absetzung von Schulden oder anderen Lasten oder von Betriebs-
ausgaben oder Werbungskosten, so ist im Sinne des § 160 der Abgabenordnung der Gläubiger oder
Empfänger erst dann genau bezeichnet, wenn der Steuerpflichtige alle Beziehungen offenlegt, die un-
mittelbar oder mittelbar zwischen ihm und der Gesellschaft, Person oder Personengesellschaft bestehen
und bestanden haben.

(2) Der Steuerpflichtige hat über die Richtigkeit und Vollständigkeit seiner Angaben und über die Be-
hauptung, daß ihm Tatsachen nicht bekannt sind, auf Verlangen des Finanzamts gemäß § 95 der Abga-
benordnung eine Versicherung an Eides Statt abzugeben.

Fußnoten

§ 16 Abs. 1: IdF d. Art. 3 Nr. 2 Buchst. a G v. 14.12.1976 I 3341 mWv 1.1.1977
§ 16 Abs. 2: IdF d. Art. 3 Nr. 2 Buchst. b G v. 14.12.1976 I 3341 mWv 1.1.1977

§ 17 Sachverhaltsaufklärung

(1) 1Zur Anwendung der Vorschriften der §§ 5 und 7 bis 15 haben Steuerpflichtige für sich selbst und im
Zusammenwirken mit anderen die dafür notwendigen Auskünfte zu erteilen. 2Auf Verlangen sind insbe-
sondere

1. die Geschäftsbeziehungen zu offenbaren, die zwischen der Gesellschaft und einem so beteilig-
ten unbeschränkt Steuerpflichtigen oder einer einem solchen im Sinne des § 7 Absatz 3 oder 4
nahestehenden Person bestehen,
 

2. die für die Anwendung der §§ 7 bis 15 sachdienlichen Unterlagen einschließlich der Bilanzen und
der Erfolgsrechnungen, einer Darstellung der Beteiligungsverhältnisse sowie der Steuererklärun-
gen und Steuerbescheide vorzulegen. 2Auf Verlangen sind diese Unterlagen mit dem im Staat
der Geschäftsleitung oder des Sitzes vorgeschriebenen oder üblichen Prüfungsvermerk einer be-
hördlich anerkannten Wirtschaftsprüfungsstelle oder vergleichbaren Stelle vorzulegen.
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(2) Ist für die Ermittlung der Einkünfte, für die eine ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist,
eine Schätzung nach § 162 der Abgabenordnung vorzunehmen, so ist mangels anderer geeigneter An-
haltspunkte bei der Schätzung als Anhaltspunkt von mindestens 20 Prozent des gemeinen Werts der
von den unbeschränkt Steuerpflichtigen gehaltenen Anteile auszugehen; Zinsen und Nutzungsentgelte,
die die Gesellschaft für überlassene Wirtschaftsgüter an die unbeschränkt Steuerpflichtigen zahlt, sind
abzuziehen.

Fußnoten

(+++ § 17: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§ 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1: IdF d. Art. 5 Nr. 10 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 17 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 10 Buchst. b G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 17 Abs. 2 Satz 1: IdF d. Art. 3 Nr. 1 G v. 14.12.1976 I 3341 mWv 1.1.1977 u. d. Art. 24 Nr. 13 G v.
20.12.2007 I 3150 mWv 29.12.2007

§ 18 Gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen

(1) 1Die Besteuerungsgrundlagen für die Anwendung der §§ 7 bis 13, insbesondere der Hinzurechnungs-
betrag (§ 10), die anrechenbaren Steuern (§ 12), das Hinzurechnungskorrekturvolumen (§ 11) und der
Verlustvortrag werden gesondert festgestellt. 2Ist ein Steuerpflichtiger an der ausländischen Gesell-
schaft über andere vermittelnde Gesellschaften beteiligt, so ist auch festzustellen, wie sich das Hinzu-
rechnungskorrekturvolumen für Zwecke des § 11 Absatz 1 Satz 2 auf die vermittelnden Gesellschaften
aufteilt. 3Sind an der ausländischen Gesellschaft mehrere Steuerpflichtige unmittelbar oder mittelbar
beteiligt, so wird die gesonderte Feststellung ihnen gegenüber einheitlich vorgenommen; dabei ist auch
festzustellen, wie sich die Besteuerungsgrundlagen auf die einzelnen Beteiligten verteilen. 4Die Vor-
schriften der Abgabenordnung, mit Ausnahme des § 180 Abs. 3, und der Finanzgerichtsordnung über die
gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen sind entsprechend anzuwenden.

(2) 1Für die gesonderte Feststellung ist das Finanzamt zuständig, das bei dem Steuerpflichtigen für die
Ermittlung der aus der unmittelbaren und mittelbaren Beteiligung bezogenen Einkünfte örtlich zustän-
dig ist. 2Ist die gesonderte Feststellung gegenüber mehreren Personen einheitlich vorzunehmen, so ist
das Finanzamt zuständig, das nach Satz 1 für den Beteiligten zuständig ist, dem die höchste Beteiligung
an der ausländischen Gesellschaft zuzurechnen ist. 3Läßt sich das zuständige Finanzamt nach den Sät-
zen 1 und 2 nicht feststellen, so ist das Finanzamt zuständig, das zuerst mit der Sache befaßt wird.

(3) 1Jeder der an der ausländischen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar beteiligten Steuerpflichtigen
hat eine Erklärung zur gesonderten Feststellung nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz über die
amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch abzugeben. 2In den Fällen, in denen nach § 8 Absatz 2 gel-
tend gemacht wird, dass eine Hinzurechnung unterbleibt, ist dies abweichend von Satz 1 nach amtlich
vorgeschriebenem Datensatz über die amtlich bestimmte Schnittstelle elektronisch nur anzuzeigen; für
diese Anzeige gelten die für die Erklärung zur gesonderten Feststellung nach Satz 1 maßgeblichen Fris-
ten entsprechend. 3Die Anzeige hat die Angaben zu enthalten, die für die Prüfung der Voraussetzungen
nach § 8 Absatz 2 von Bedeutung sind; insbesondere Name, Anschrift, wirtschaftliche Tätigkeit der aus-
ländischen Gesellschaft, Beteiligungsverhältnisse und Identifikationsmerkmale der an der ausländischen
Gesellschaft Beteiligten. 4Das zuständige Finanzamt kann in den Fällen des Satzes 2 die Abgabe einer
Erklärung nach Satz 1 verlangen. 5Die Verpflichtungen nach diesem Absatz können durch die Abgabe ei-
ner gemeinsamen Erklärung oder Anzeige erfüllt werden. 6Auf Antrag kann die Finanzbehörde zur Ver-
meidung unbilliger Härten auf eine elektronische Übermittlung verzichten; in diesem Fall sind die Erklä-
rung sowie die Anzeige nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben und vom Steuerpflichtigen
eigenhändig zu unterschreiben.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Einkünfte und Vermögen im Sinne des § 15 entsprechend.

(5) Eine Außenprüfung zur Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen ist bei jedem Steuerpflichtigen zu-
lässig.

Fußnoten

(+++ § 18: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
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§ 18 Abs. 1 Satz 1 bis 3: Früher Satz 1 u. 2 gem. u. idF d. Art. 5 Nr. 11 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035
mWv 1.7.2021
§ 18 Abs. 1 Satz 4 (früher Satz 3): IdF d. Art. 3 Nr. 3 G v. 14.12.1976 I 3341 mWv 1.1.1977; jetzt Satz 4
gem. Art. 5 Nr. 11 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 18 Abs. 2 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 11 Buchst. b G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 18 Abs. 3: IdF d. Art. 5 Nr. 11 Buchst. c G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 18 Abs. 3 Satz 1: IdF d. Art. 5 Nr. 3 Buchst. a G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
§ 18 Abs. 3 Satz 2: IdF d. Art. 5 Nr. 3 Buchst. a G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
§ 18 Abs. 3 Satz 6: IdF d. Art. 5 Nr. 3 Buchst. b G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
§ 18 Abs. 4: IdF d. Art. 6 Nr. 5 G v. 26.6.2013 I 1809 mWv 1.1.2013
§ 18 Abs. 5: Eingef. durch Art. 5 Nr. 11 Buchst. d G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021

Siebenter Teil Schlußvorschriften

 

§ 19 (weggefallen)

-

Fußnoten

§ 19: Aufgeh. durch Art. 24 Nr. 9 G v. 20.12.2007 I 3150 mWv 29.12.2007

§ 20 Bestimmungen über die Anwendung von Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung

(1) Die Vorschriften der §§ 7 bis 18 und des Absatzes 2 werden durch die Abkommen zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung nicht berührt.

(2) 1Fallen Einkünfte in der ausländischen Betriebsstätte eines unbeschränkt Steuerpflichtigen an und
sind sie auf Grund eines Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung von der Besteuerung aus-
zunehmen und wären die Einkünfte ungeachtet des § 8 Absatz 2 als Zwischeneinkünfte steuerpflichtig,
falls diese Betriebsstätte eine ausländische Gesellschaft wäre, ist insoweit die Doppelbesteuerung nicht
durch Freistellung, sondern durch Anrechnung der auf diese Einkünfte erhobenen ausländischen Steu-
ern zu vermeiden; ein negativer Betrag ist nicht zu berücksichtigen, § 10 Absatz 3 Satz 5 und 6 gilt ent-
sprechend. 2Satz 1 gilt nicht, soweit in der ausländischen Betriebsstätte Einkünfte anfallen, die nach § 8
Absatz 1 Nummer 5 Buchstabe a als Zwischeneinkünfte steuerpflichtig wären.

(3) (weggefallen)

Fußnoten

(+++ § 20: Zur Anwendung vgl. § 21 +++)
§ 20: IdF d. Art. 17 Nr. 9 G v. 25.2.1992 I 297 mWv 29.2.1992
§ 20 Abs. 1: IdF d. Art. 5 Nr. 12 Buchst. a G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 20 Abs. 2: IdF d. Art. 5 Nr. 12 Buchst. b G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 20 Abs. 3: Aufgeh. durch Art. 12 Nr. 3 G v. 20.12.1996 I 2049 mWv 1.1.1997

§ 21 Anwendungsvorschriften

(1) Diese Fassung des Gesetzes gilt, sofern in den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist,

1. für die Einkommen- und Körperschaftsteuer erstmals für den Veranlagungszeitraum 2022,
 

2. für die Gewerbesteuer erstmals für den Erhebungszeitraum 2022,
 

3. für die Erbschaftsteuer auf Erwerbe, bei denen die Steuerschuld nach dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes entstanden ist.
 

(1a) § 1 Absatz 3d und 3e in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBl. 2024 I
Nr. 108) ist erstmals anzuwenden
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1. für die Einkommensteuer und für die Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum 2024;
 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum 2024.
 

(2) § 1 Absatz 2 in der Fassung des Artikels 5 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2035) ist für
Zwecke der Anwendung des § 4k Absatz 6 des Einkommensteuergesetzes in der Fassung des Artikels 1
des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2035) bereits für den Veranlagungs- und Erhebungszeitraum
2020 anzuwenden.

(3) 1Wurde ein Tatbestand des § 6 Absatz 1 in einer bis zum 30. Juni 2021 geltenden Fassung vor dem
1. Januar 2022 verwirklicht, ist § 6 in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung für die Abwicklung dieses
Falles über den 31. Dezember 2021 hinaus anzuwenden. 2Abweichend von Satz 1 sind

1. Minderungen des Vermögenszuwachses im Sinne des § 6 Absatz 6 in der am 30. Juni 2021 gel-
tenden Fassung auf Veräußerungen nach dem 24. März 2021 nicht mehr zu berücksichtigen und
 

2. Stundungen nach § 6 Absatz 4 oder 5 in einer bis zum 30. Juni 2021 geltenden Fassung auch zu
widerrufen, soweit Gewinnausschüttungen erfolgen oder eine Einlagenrückgewähr erfolgt und
soweit deren gemeiner Wert insgesamt mehr als ein Viertel des gemeinen Werts zum Zeitpunkt
der Verwirklichung des Tatbestands im Sinne des Satzes 1 beträgt; § 6 Absatz 7 Satz 1 und 2
in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung ist entsprechend anzuwenden. 2Dies gilt nur für Ge-
winnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr, die nach dem 16. August 2023 erfolgen.
 

(4) 1Die §§ 7 bis 13, 16 bis 18 und 20 in der am 1. Juli 2021 geltenden Fassung und § 15 in der am 21.
Dezember 2022 geltenden Fassung sind erstmals anzuwenden

1. für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum,
 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum,
 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft
oder der Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezember 2021 beginnt. 2Verluste, die für
Veranlagungszeiträume oder Erhebungszeiträume vor dem 1. Januar 2022 bei Einkünften entstanden
sind, für die die ausländische Gesellschaft Zwischengesellschaft ist, können in entsprechender Anwen-
dung des § 10d des Einkommensteuergesetzes, soweit sie die nach § 9 außer Ansatz zu lassenden Ein-
künfte übersteigen, abgezogen werden. 3Für Steuern der ausländischen Gesellschaft für Wirtschaftsjah-
re, die vor dem 1. Januar 2022 enden, gelten § 10 Absatz 1 Satz 2, § 10 Absatz 3 Satz 6 und § 12 Absatz
1 in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung fort. 4Als Anfangsbestand des Hinzurechnungskorrektur-
volumens zum 31. Dezember 2021 wird die Summe der Hinzurechnungsbeträge erfasst, die beim Steu-
erpflichtigen gemäß § 10 Absatz 2 in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung für die Veranlagungszeit-
räume 2015 bis 2022 der Besteuerung unterliegen, soweit sie nicht für eine Steuerbefreiung nach § 3
Nummer 41 des Einkommensteuergesetzes in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung zu berücksich-
tigen sind. 5Soweit Verluste im Sinne des Satzes 2 durch Anwendung des § 14 in der am 30. Juni 2021
geltenden Fassung einer anderen Gesellschaft zugerechnet worden und noch nicht verrechnet worden
sind, können sie auf bis zum 31. Juli 2023 zu stellenden Antrag denjenigen nachgeordneten Zwischen-
gesellschaften im Sinne des § 14 in der am 30. Juni 2021 geltenden Fassung zugeordnet werden, durch
deren Tätigkeit sie wirtschaftlich verursacht sind; bei mehreren Steuerpflichtigen ist der Antrag einheit-
lich zu stellen.

(5) Für Zwischeneinkünfte, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der Betriebsstät-
te entstanden sind, das vor dem 1. Januar 2022 beginnt, ist § 8 Absatz 1 Nummer 10 in der am 30. Juni
2021 geltenden Fassung auf Umwandlungen und Einbringungen, deren steuerlicher Übertragungsstich-
tag nach dem 31. Dezember 2021 liegt, in der folgenden Fassung anzuwenden:

„10. Umwandlungen, die ungeachtet des § 1 Absatz 4 des Umwandlungssteuergesetzes zu Buchwer-
ten erfolgen könnten; dies gilt nicht, soweit eine Umwandlung den Anteil an einer Kapitalgesell-
schaft erfasst, dessen Veräußerung nicht die Voraussetzungen der Nummer 9 erfüllen würde.2“
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(6) § 8 Absatz 5 in der am 28. Dezember 2023 geltenden Fassung ist erstmals anzuwenden für die Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum, für den Zwischeneinkünfte hinzuzu-
rechnen sind, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der Betriebsstätte entstanden
sind, das nach dem 31. Dezember 2023 endet.

(7) 1§ 6 Absatz 5 in der am 28. Dezember 2023 geltenden Fassung ist erstmals für den Veranlagungs-
zeitraum 2025 anzuwenden. 2§ 18 Absatz 3 in der am 28. Dezember 2023 geltenden Fassung ist erst-
mals anzuwenden für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für den Veranlagungszeitraum, für den
Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 31. Dezember 2024 endet.

Fußnoten

§ 21: IdF d. Art. 5 Nr. 13 G v. 25.6.2021 I 2035 mWv 1.7.2021
§ 21 Abs. 1a: Eingef. durch Art. 10 Nr. 2 G v. 27.3.2024 I Nr. 108 mWv 28.3.2024
§ 21 Abs. 3 Satz 1: IdF d. Art. 12 Nr. 2 Buchst. a G v. 16.12.2022 I 2294 mWv 1.1.2022
§ 21 Abs. 3 Satz 2: IdF d. Art. 5 Nr. 4 Buchst. a G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023
§ 21 Abs. 4 Satz 1 Eingangssatz: IdF d. Art. 13 Nr. 2 G v. 16.12.2022 I 2294 mWv 21.12.2022
§ 21 Abs. 5: Eingef. durch Art. 6 Nr. 2 G v. 25.6.2021 I 2050 mWv 1.1.2022
§ 21 Abs. 6 u. 7: Eingef. durch Art. 5 Nr. 4 Buchst. b G v. 21.12.2023 I Nr. 397 mWv 28.12.2023

§ 22 Neufassung des Gesetzes

Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut dieses Gesetzes in der jeweils geltenden Fas-
sung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.

Fußnoten

§ 22: IdF d. Art. 24 Nr. 12 G v. 20.12.2007 I 3150 mWv 29.12.2007

Redaktionelle Hinweise
Diese Norm enthält nichtamtliche Satznummern.
 

 
© juris GmbH

 

- Seite 24 von 24 -


